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Sri Lanka

Der im November gewählte Präsi-
dent Gotabaya Rajapaksa erklär-
te, als er seinen Eid ablegte, dass 

er keine Korruption zulassen und einen ef-
fizient agierenden Staat einrichten werde. 
Unmittelbar nach seiner Amtsübernah-
me ergriff der Präsident in der Tat einige 
Maßnahmen, um die Regierungsführung 
zu straffen. So beschnitt er die Größe des 
Kabinetts auf fünfzehn Ministerien. Zu-
vor waren es durchschnittlich dreißig bis 
vierzig Kabinettsminister gewesen. Eben-
so reduzierte er das Personal, das seinem 
Büro zugewiesen ist, und er bewohnt sein 
privates Haus, nicht die Präsidentenresi-
denz. Ist dies die erwartete Regierungsfüh-
rung, die aus Sri Lanka einen effizienten 
und kostengünstigen modernen Staat wer-
den lässt? Oder ist es populäres Interims-
management im Hinblick auf die Parla-
mentswahlen im April 2020, um auch in 
der gesetzgebenden Versammlung mit ei-
ner Mehrheit regieren zu können?

Hinterlassenschaften

Der Sieg von Präsident Gotabaya Rajapak-
sa hat allerdings auch die Erinnerung an 
die Zeit vor 2015 wiederbelebt, als Kor-
ruption und Straflosigkeit ein hohes Aus-
maß erreicht hatten. Die Familie Rajapaksa 
hatte dabei eine maßgebliche Rolle gespielt. 
Ebenso sind die Ergebnisse der früheren 
Wachstumspolitik während der Präsident-
schaft von Mahinda Rajapaksa sicht- und 
greifbar, dem Bruder des jetzigen Präsiden-
ten und nun Premierminister. Mit Geldge-
bern aus China wurden Großprojekte fi-

nanziert, die teilweise einfach unbrauchbar 
sind und eine riesige Verschuldung verur-
sacht haben. Der Schuldendienst nimmt 
dem Staatshaushalt auf absehbare Zeit fast 
jede neue Investitionsmöglichkeit. Gotaba-
ya Rajapaksa hatte im Wahlkampf ausge-
sagt, dass er mit China wieder stärker ins 
Geschäft kommen will. 

Genauso schwer wiegt die Hinterlassen-
schaft aus rechtsstaatlicher Sicht. Im Nor-
den und Osten des Landes, wo tamilische 
und muslimische Minderheiten leben, 
herrscht nach der Präsidentenwahl ein Kli-
ma der Angst. Insbesondere diejenigen, die 
sich in den Jahren 2015 bis 2019 für de-
mokratische Reformen und eine Aufarbei-
tung der Straflosigkeit eingesetzt haben, be-
fürchten, dass die neue Regierung sie wieder 
als Feinde des Staates einordnet und poli-
tisch verfolgt. Zumindest war es nicht er-
mutigend, dass die neue Regierung in einer 
der ersten Amtshandlungen den Leiter der 
Kriminalpolizei (CID) abgesetzt hat. Die-
ser hatte unter anderem die Verantwortung 
für strafrechtliche Ermittlungen in Sachen 
Korruption gegen Mitglieder der regieren-
den Partei und ihrer Familien getragen. Ein 
ermittelnder CID-Beamter, der direkt ge-
gen die Person Gotabaya Rajapksa ermit-
telte, floh mit seiner Familie in die Schweiz.

Große Besorgnis hat die Ankündigung der 
Regierung hervorgerufen, den 19. Verfas-
sungszusatz wieder abschaffen zu wollen. 
Dieser Verfassungszusatz war im April 2015 
verabschiedet worden. Die zuvor umfassen-
den Eingriffsrechte des Präsidenten in Exe-

kutive und Judikative wurden substanziell 
beschnitten. Einige Machtbefugnisse wur-
den auf den Premierminister übertragen 
und mithin parlamentarischer Kontrolle 
unterstellt, anderes in unabhängige Kom-
missionen verlagert, etwa bei der Richter-
wahl. In den vergangenen fünf Jahren hat 
diese Verfassungsänderung eine wichtige 
Stärkung der Unabhängigkeit bei staatli-
chen Institutionen bewirkt. Die Gewin-
ner der Präsidentenwahl haben hingegen 
mehrfach öffentlich verkündet, den 19. 
Verfassungszusatz wieder abschaffen zu 
wollen, um ungehinderter und schneller 
regieren zu können. 

Es fielen noch andere Aussagen der neuen 
Regierung zur politischen Beteiligung der 
Minderheiten in Sri Lanka oder zur Rolle 
der Zivilgesellschaft und Nichtregierungs-
organisation, die alle eher an die Vergan-
genheit erinnerten. Sie machten durchaus 
deutlich, dass zukünftig die gesellschaftli-
chen Beziehungen in Sri Lanka mehr von 
Wirtschaft, Wachstum und deren effizien-
terer Durchsetzung bestimmt sein sollen.

Aus dem Englischen übersetzt  
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Sri Lanka hat eine neue Regierung in der Erwartung gewählt, damit in Richtung einer 
schnellen Entwicklung und eines modernen, effizienten Staates geführt zu werden. Dies 
ist deutlich anders als im Jahr 2015. Damals erwartete eine Mehrheit der Bevölkerung, 
dass die gewählte Regierung die Korruption ausrotten und rechtsstaatliche Standards 
bei der Regierungsführung beachten würde. Was von der jetzigen Erwartung und ihrer 
Umsetzung zu halten ist, skizziert der Autor.
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